


6. Die Europapolitik in den Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union 





Belgien
Wichard Woyke

Nachdem im Superwahljahr 2014 am 25. Mai die Wahl zum Europäischen Parlament, die 
Wahl zum belgischen Föderalparlament und die Wahlen zu den Regionalparlamenten statt-
gefunden hatten, ernannte König Philippe zwei Tage nach der Parlamentswahl Bart  De 
Wever, den Wahlgewinner und Chef der Neu-Flämischen Allianz (N-VA), zum sogenann-
ten „Informateur“, der die Möglichkeiten einer neuen Regierungsbildung ausloten sollte. 
2010 hatte es 541 Tage gedauert, bis sich die belgischen Parteien zur Bildung einer neuen 
Regierung zusammengerauft hatten. So viel Zeit sollte diesmal nicht vergehen. Nach dem 
kurz  darauffolgenden Rücktritt  De Wevers  als  Informateur  beauftragte  König Philippe 
Ende Juli den Christdemokraten Kris Peeters aus dem niederländisch sprachigen Flandern 
und den Liberalen Charles Michel aus dem frankophonen Wallonien mit der Bildung einer 
Regierung. Die beiden Politiker  waren mit ihren Bemühungen erfolgreich und Belgien 
erhielt nach 135 Tagen eine neue Regierung, die aus einer Mitte-Rechts-Vierer-Koalition 
besteht. Der Regierung gehören Mitglieder von drei flämischen und einer wallonischen 
Partei an. So bilden die flämischen Christdemokraten (CD&V), die nationalistische N-VA 
und die Liberalen Flanderns und Walloniens (open VLD, MR) die neue Föderalregierung. 
Erstmals sind die flämischen Separatisten, N-VA, vertreten, die bei der Parlamentswahl 
2014 unter ihrem Parteichef De Wever rund 20 Prozent der Stimmen bekommen hatten. 
Ihre Kernforderungen waren mehr Autonomie und die Unabhängigkeit für Flandern.

Durch die Regierungsbildung sind von den 85 Sitzen im Föderalparlament, welche auf 
die Regierung insgesamt entfallen, drei Viertel von drei flämischen Parteien und nur ein 
Viertel von den wallonischen Liberalen besetzt. Noch nie wurde die Wählerschaft eines 
Landesteils, hier Walloniens, so klar in die Minderheit versetzt. Aufgrund der verfassungs-
mäßigen Bestimmung, dass die Regierung jeweils aus der Hälfte von wallonischen und 
flämischen Ministern gebildet  werden  muss,  stellen die  wallonischen  Liberalen  jedoch 
sechs Minister. Auch der Regierungschef, Michel, gehört den wallonischen Liberalen an. 
Da parallel zur Regierungsbildung in Belgien auch die neue Zusammensetzung der Euro-
päischen  Kommission  vorgenommen  wurde  und  die  belgischen  Christdemokraten  ihr 
Mitglied Marianne Thyssen als belgische Kommissarin nominierten, verzichteten sie auf 
die Besetzung des Amts des Premierministers. Dass mit Michel ein erst 38-jähriger wallo-
nischer Liberaler Premierminister wurde, lag am (taktischen) Verzicht des N-VA-Chefs De 
Wever auf dieses Amt, um den Bürgermeisterposten von Antwerpen zu behalten. De We-
ver ist  davon überzeugt,  als Parteivorsitzender einen stärkeren Einfluss auf die N-VA-
Minister nehmen zu können als durch die Kabinettsdisziplin. Die flämisch-nationalistische 
N-VA entsendete Jan Jambon als Innenminister, Johan Van Overtveldt als Finanzminister 
und Steven Vandeput als Verteidigungsminister nach Brüssel.  Von der  christdemokrati-
schen CD&V kommen Kris  Peeters  als  Minister  für  Wirtschaft  und  Außenhandel  und 
Koen Geens als Justizminister. Die liberale Open VLD stellt  Alexander De Croo unter 
anderem als Minister für Entwicklungszusammenarbeit und seine Parteifreundin Maggie 
De Block als Sozial- und Gesundheitsministerin. Die wallonische liberale MR (Mouve-
ment Reformateur) steuerte sechs Minister bei: Didier Reynders ist Außenminister, Hervé 
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Jamar ist zuständig für den Haushalt, Daniel Bacquelaine für die Pensionen, Willy Borsus 
unter anderem für die Landwirtschaft, Marie-Christine Marghem für Energie und Jacqueli-
ne Galant für Verkehr und Mobilität. Auffallend ist nicht nur, dass die Regierung deutlich 
jünger als ihre Vorgängerkabinette ist, sondern dass mit nur drei Frauen auch die weibliche 
Präsenz in der Regierung abgenommen hat. Einen solch geringen Anteil von Frauen gab es 
zuletzt vor 15 Jahren. Überraschend ist auch der Eintritt der flämischen Nationalisten in 
die Föderalregierung, deren mittelfristiges Ziel die Abschaffung des Bundesstaats Belgien 
ist. Ihre Forderung nach einer Änderung der Staatsreform wurde im Zuge der Koalitions-
verhandlungen jedoch abgewiesen  –  mit  der  Verpflichtung,  auf  weitere  diesbezügliche 
Forderungen zu verzichten. Die Bildung dieser  als „Schweden-Koalition“ bezeichneten 
Regierung – eine Reminiszenz an die Flagge Schwedens bestehend aus der gelben Partei-
farbe der N-VA, der blauen für die Liberalen und dem Kreuz für die Christdemokraten – 
bedeutet auch, dass zum ersten Mal nach nahezu drei Jahrzehnten die Sozialisten nicht an 
der Regierung beteiligt sind. Die Bildung der neuen Regierung stellt auch einen Bruch mit 
den auf Ausgleich zwischen den Sprachgruppen ausgerichteten Regeln bisheriger Zusam-
menarbeit in der belgischen Politik dar. Normalerweise sollte eine Regierung nicht nur 
über die Mehrheit der Mandate in der Kammer verfügen, sondern auch aus Parteien beste-
hen, die eine Mehrheit in beiden Sprachregionen vertreten. Wallonien und Flandern gehen 
quasi  ihren  eigenen  Weg.  Während  in  Wallonien  die  Sozialisten  mit  den  christlichen 
Humanisten regieren, profiliert sich Flandern als zunehmend nationalistisch-konservativ. 
In Flandern regiert eine Koalition aus N-VA, CD&V und Open VLD.

Regierungspolitik

Die neue Regierung unter Premierminister Michel trat ihr Amt mit großem Engagement 
an, das sie gleich in der ersten Regierungserklärung, „Eine ökonomische Aufgabe – ein 
soziales Projekt“, deutlich machte.1 Zentral für die neue Regierung wären die wirtschaftli-
chen Reformen, um das Land zukunftsfähig zu machen, erklärte der Michel. „Dass die 
neue Mitte-Rechts-Regierung getreu der Strategie ‚Grausamkeiten zuerst‘ harte Sparmaß-
nahmen umsetzen würde, war keine Überraschung“.2 Eine Haushaltssanierung, Harmoni-
sierung der Mehrwertsteuer, Sanierung des Gesundheitssystems und eine Flexibilisierung 
des Arbeitsmarktes werden angestrebt. So sollen eine Lohnkostensenkung und ein Index-
sprung – beim Indexsprung wird die automatische Kopplung der Löhne und Gehälter an 
die  Preisentwicklung für  einmal  (2015)  ausgesetzt  –  die  Unternehmen wieder  wettbe-
werbsfähig machen und zu neuen Arbeitsplätzen führen. Dazu zählt auch das Projekt der 
Erhöhung des Renteneintrittsalters. Bis 2030 soll auch in Belgien schrittweise der Beginn 
der Rente mit dem Alter von 67 Jahren eingeführt werden. Als wichtigstes Ziel bezeichnete 
Michel die Schaffung neuer und die Sicherung bestehender Arbeitsplätze. Der Premiermi-
nister verwies in seiner Regierungserklärung auch darauf, dass die Regierung den sozialen 
Konsens – der in Belgien immer eine große Rolle gespielt hat – sehr ernst nehme und 
zusammen mit  den Gewerkschaften für  die  Belange der  Arbeitnehmer eintreten wolle. 
Einen weiteren Schwerpunkt ihrer Tätigkeit sieht die Regierung in der Förderung der inne-

1 Charles Michel: Déclaration gouvernementale – Regeringsverklaring. Charles Michel. Premier Ministre –  
Eerste  Minister,  14.10.2014,  abrufbar  unter:  http://www.presscenter.org/files/ipc/media/source6892/De-
claration_gouvernementale_-_Regeringsverklaring.pdf (letzter Zugriff: 3.7.2015).

2 Thomas  Philipp  Reiter:  Regierung  Charles  Michel  sechs  Monate  im  Amt  –  Eine  Zwischenbilanz,  
20.4.2015,  abrufbar  unter:  http://www.belgieninfo.net/regierung-charles-michel-sechs-monate-im-amt-
eine-zwischenbilanz/ (letzter Zugriff: 3.7.2015).
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ren Sicherheit,  wozu ein neuer nationaler  Sicherheitsrat  seine Arbeit  aufnahm. Diesem 
nationalen Sicherheitsrat gehören der Premierminister, die Vizepremiers sowie Vertreter 
der Justiz und der Geheimdienste an. Wie bedeutsam das Problem der inneren Sicherheit 
wurde, sollte sich Mitte Januar 2015 zeigen, als rund eine Woche nach den Anschlägen 
von Paris auf die Redaktion des Satiremagazins Charlie Hebdo mit zehn Todesopfern bei 
einem  Anti-Terroreinsatz  im  Osten  Belgiens  zwei  mutmaßliche  Islamisten  erschossen 
wurden, die Anschläge im großen Stil geplant hatten.

Reaktionen auf die neue Regierung

Die Reformpläne der neuen Regierung wirken auf die flämische und wallonische Bevölke-
rung gleichermaßen bedrohlich. Es gäbe im französischsprachigen wallonischen Bevölke-
rungsanteil ein diffuses Gefühl, durch diese Regierung benachteiligt und nicht angemessen 
repräsentiert zu sein – und dass, obwohl die MR von Regierungschef Michel zwar nur 
über 20 von 150 Sitzen im Parlament verfügt, dennoch als einzige französischsprachige 
Partei verfassungsgemäß die Hälfte der Regierungsmannschaft stellt.3

Die Mitte-Rechts-Regierung von Michel  führte  notwendigerweise zu einer  stärkeren 
Polarisierung,  bildeten  doch  nun  seit  Jahrzehnten  erstmals  wieder  die  Sozialisten  die 
Opposition, was sie die neue Koalition auch in der Debatte über die Regierungserklärung 
sofort  spüren  ließen.  Die  sozialistische  Fraktionsvorsitzende,  Laurette  Onkelinx,  eine 
Wortführerin gegen die von der  Mitte-Rechts-Regierung geplanten sozio-ökonomischen 
Reformen, erklärte in der 21-stündigen Debatte über die Regierungserklärung: „Die Arbei-
ter werden die Zeche für diese Reformen zahlen – egal ob sie Französisch, Niederländisch 
oder Deutsch sprechen. Sie alle sind Opfer der geplanten Reformen. Wir werden für sie 
kämpfen.  Ich  bin  sicher,  sie  alle  werden  sich  im  Widerstand  gegen  diese  Regierung 
finden“.4 Doch von besonderer Bedeutung sollte die gesellschaftliche Reaktion auf den 
ökonomischen Sparkurs der neuen Regierungskoalition werden, mit dem faktisch der jahr-
zehntelange, soziale Konsens in Belgien aufgekündigt wurde. Dieser Politik widersetzten 
sich insbesondere die belgischen Gewerkschaften. So kam es am 6. November 2014 zu 
einer ersten Großdemonstration, als sich mehr als hunderttausende Menschen am größten 
belgischen Massenprotest seit dem Generalstreik von 1960/61 beteiligten und durch die 
belgische  Hauptstadt  marschierten.  Arbeiter  und  Angestellte  protestierten  gegen  die 
ökonomischen  Reformpläne  der  Regierung unter  Michel,  die  in  den  kommenden  fünf 
Jahren 17 Mrd. Euro einsparen will, um die Maastricht-Kriterien erfüllen zu können. Nach 
Auffassung der Gewerkschaften würden die Sparpläne der Regierung Michel vor allem 
Arbeiter, Arbeitslose, Senioren und Kranke treffen, während „Wohlhabende und das Groß-
kapital“ verschont blieben.5 Am 24. November kam es in den Provinzen Lüttich, Luxem-
burg,  Limburg  und Antwerpen  zum ersten  Regionalstreik,  am 1.  Dezember  folgte  der 
zweite Regionalstreik in den Provinzen Namur, Hennegau, Ost- und Westflandern und am 
8. Dezember wurde der dritte Regionalstreik in den Provinzen Wallonisch- und Flämisch-
Brabant durchgeführt. Schließlich fand am 15. Dezember ein Generalstreik statt, der den 
Höhepunkt dieser dreiwöchigen Streikwelle darstellte. Der Generalstreik legte den öffent-
lichen Verkehr und Teile der übrigen Wirtschaft nahezu komplett lahm. Flugzeuge, Züge 
und Busse blieben stehen und Schulen, Geschäfte und Behörden waren geschlossen. Der 

3 Annette Riedel: Belgien. Die neue Regierung im Gegenwind, in: Deutschlandfunk.de, 24.11.2014.
4 Riedel: Belgien. Die neue Regierung im Gegenwind, 2014.
5 Frankfurter Allgemeine Zeitung: Generalstreik. Belgien steht still, 14.12.2014.
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Streik war von den zwei großen Gewerkschaften, dem sozialdemokratisch geführten Allge-
meinen Belgischen Gewerkschaftsbund Fédération Générale du Travail de Belgique/ Alge-
meen Belgisch Vakverbond (FGTB/ABVV), mit gut einer Mio. Mitgliedern und dem sonst 
nahezu zahmen christlichen Gewerkschaftsbund Confédération des Syndicats Chrétiens/ 
Algemeen Christelijk Vakverbond (CSC/ACV) mit 1,7 Mio. Mitgliedern, gemeinsam orga-
nisiert worden. Der liberale Gewerkschaftsbund Algemene Centrale der Liberale Vakbon-
den van België/Centrale Générale des Syndicats Libéraux de Belgique (ACLVB/CGSLB) 
hatte ebenfalls zur Teilnahme aufgerufen. Der Regierung kamen die Streiks vollkommen 
ungelegen, denn das hochverschuldete Land muss auf Druck der Europäischen Kommissi-
on beim Budget 2015 noch einmal nachlegen und sparen.

Europapolitik – vereint geht besser

Seit 1948 arbeiten die drei Benelux-Staaten in der Benelux-Union zusammen und verste-
hen diese als Labor für den europäischen Integrationsprozess. Die Benelux-Staaten können 
durch eine gemeinsame Politik auf europäischer Ebene mehr erreichen, als wenn sie als 
Einzelstaaten agieren.  Seit  dem 1.  Januar  2015 präsidiert  Belgien die  Benelux-Union, 
sodass  der  diesjährige  Benelux-Gipfel  am  29.  April  zwischen  den  Premierministern 
Belgiens, Charles Michel, der Niederlande, Mark Rutte, und Luxemburg, Xavier Bettel, in 
Brüssel stattfand. Themen dieses Gipfels waren der Kampf gegen den Terrorismus und 
Radikalismus, die europäische Wirtschaftslage, Asyl- und Migrationsfragen, die Transat-
lantische Handels- und Investitionspartnerschaft (TTIP), die Lage in der Ukraine und in 
Libyen und die Prioritäten des luxemburgischen Vorsitzes im Rat der Europäischen Union 
im zweiten Halbjahr 2015. Die Premierminister haben während ihres Treffens einen Akti-
onsplan für Beschäftigung und Wachstum verabschiedet, der zu einer Stärkung des Bene-
lux-Binnenmarkts führen soll. Außenpolitisch wollen sie ihre Rolle als Wegbereiter des 
europäischen Integrationsprozesses fortsetzen. Die kleinen Benelux-Länder verstehen sich 
als  Wächter  im  europäischen  Integrationsprozess  und  agieren  manchmal  als  Kritiker 
bestimmter  Entwicklungen  in  der  Europäischen  Union.  So  kritisierte  der  belgische 
Premierminister die deutsch-französischen Alleingänge bei der Behandlung der Griechen-
landfrage. So wurde auf einem verkleinerten Gipfel im März 2015, zu dem nur die großen 
Euro-Länder und die Europäische Zentralbank (EZB) eingeladen waren, zum drohenden 
Grexit  debattiert.  Insbesondere  Belgien,  immerhin  Sitz  der  europäischen  Institutionen, 
sieht sich durch dieses Verhalten diskriminiert. Viele Länder seien potenziell von der Lage 
in  Griechenland  betroffen,  sagte  Michel,  weshalb  seine  Regierung  auch  offiziell 
Beschwerde beim Präsidenten des Europäischen Rates, Donald Tusk, einlegen wollte.6
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